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 I. Geltungsbereich 

Die Richtlinien regeln die Gewährung finanzieller Leistungen für junge Menschen, die im Rahmen der 
Gewährung von Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27, 33 SGB VIII, der Hilfe für junge Volljährige gem. § 41 
SGB VIII oder der Eingliederungshilfe nach § 35 a SGB VIII im Haushalt von Pflegepersonen in Worms 
leben. 
 

 II. Vollzeitpflege 

1 Allgemeines  

 
Vollzeitpflege kann freiwillig in Anspruch genommen, in Folge eines familiengerichtlichen Entzugs der 

elterlichen Sorge vom Vormund bzw. Ergänzungspfleger (freiwillig) beansprucht werden oder eine 

mögliche Unterbringung bei der Krisenintervention im Rahmen einer Inobhutnahme sein. 

Vollzeitpflege kann als Kurzzeit-, Langzeit- oder Dauerpflege, als Verwandten- oder Fremdpflege, als 

Bereitschaftspflege, in sozial-, sonder- und heilpädagogischen Pflegestellen oder auch in 

Erziehungsstellen gewährt werden. Diese oder ähnliche Differenzierungen finden sich bei der 

Beschreibung von Formen von Pflegeverhältnissen, die sich häufig nur in Details unterscheiden, gerade 

im Bereich der Sonderpflege.  

Der Begriff Vollzeitpflege wird also nicht nur für die Hilfe zur Erziehung nach §§ 27, 33 SGB VIII 

gebraucht, sondern meint darüber hinaus alle Unterbringungen in einem familiären Setting über Tag 

und Nacht. (vergl. Handbuch Pflegekinderhilfe 2011 S.49) 

Im Folgenden werden die zwei Pflegeformen (Bereitschaftspflege und Dauerpflege), sowie die 

Inobhutnahmepflegestellen, die in Worms zum Einsatz kommen vorgestellt. 

 Bereitschaftspflege 

Bereitschaftspflege bedeutet entweder Inobhutnahme gem. § 42 SGB VIII oder zeitlich befristete 

Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII. Bereitschaftspflege bietet die Möglichkeit der kurzfristigen 

Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in einer Pflegefamilie, um eine geeignete Perspektive für 

die betroffenen Kinder und Jugendlichen vorzubereiten. Insoweit ist die Bereitschaftspflege als Hilfe 

zur Erziehung gem. §§ 27 ff. SGB VIII von der Inobhutnahme gem. § 42 SBG VIII abzugrenzen (H.z.E. 

setzt eine Hilfeplanung gem. § 36 SGB VIII voraus, Unterbringungen im Vorfeld sind in der Regel 

Inobhutnahmen). Während des Aufenthaltes eines Kindes in einer Bereitschaftspflegefamilie wird 

überprüft und entschieden, ob die Rückkehr in den elterlichen Haushalt möglich oder eine andere 

Leistung der Kinder- und Jugendhilfe notwendig ist.  

 Dauerpflege 

Diese Form der Vollzeitpflege kommt unter Berücksichtigung des Alters und Entwicklungsstandes eines 

Kindes oder Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen, sowie den Möglichkeiten der 

Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie in Betracht, wenn innerhalb eines 

im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraumes durch Beratung 
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und Unterstützung eine nachhaltige Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 

nicht erreichbar ist. Mit den beteiligten Personen soll dann eine andere, dem Wohl des Kindes oder 

Jugendlichen förderliche und auf Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet werden. 

2 Leistungen zum Unterhalt 

 Kosten für Sachaufwand und Pflege und Erziehung 

Wie bei anderen Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses beinhaltet die Gewährung von Hilfen 
zur Erziehung in Vollzeitpflege, neben den sozialpädagogischen Leistungen der Erziehung durch eine 
Pflegefamilie, auch die Sicherstellung des Unterhaltes des jungen Menschen. Er umfasst die Kosten für 
den Sachaufwand, sowie für die Pflege und Erziehung des Kindes oder Jugendlichen. Der Sachaufwand 
deckt den gesamten, regelmäßig wiederkehrenden Lebensbedarf des jungen Menschen ab. Darin ist 
insbesondere der Aufwand für Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung sowie der Aufwand für sonstige 
Bedürfnisse des jungen Menschen, z.B. Taschengeld, Freizeitgestaltung, etc. enthalten. Der 
Erziehungsbeitrag stellt eine Anerkennung für die geleistete Erziehungsarbeit dar, da diese in der 
Vollzeitpflege von Personen geleistet wird, die dazu gesetzlich nicht verpflichtet sind. Der gesamte 
regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll durch laufende Leistungen gedeckt werden. Die 
entsprechenden Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt werden regelmäßig 
angepasst und vom Landesjugendhilfeausschuss Rheinland-Pfalz beschlossen. 

 Pauschalbeträge 

 Einmalige Beihilfen und Zuschüsse 

Der Unterhalt eines jungen Menschen in einer Pflegefamilie umfasst neben der Sicherung des 
gesamten regelmäßig wiederkehrenden Bedarfs durch laufende Leistungen auch die Gewährung von 
einmaligen Beihilfen oder Zuschüssen gem. § 39 Abs. 3 SGB VIII. Danach können insbesondere zur 
Erstausstattung einer Pflegestelle, bei wichtigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und 
Ferienreisen des Kindes oder des Jugendlichen einmalige Beihilfen oder Zuschüsse gewährt werden. 
Jeder nicht regelmäßig wiederkehrende Bedarf kann durch einmalige Leistungen gedeckt werden, 
wenn dieser Bedarf unter den Begriff „notwendiger Unterhalt“ zu subsumieren ist. Die Bewilligung ist 
eine Ermessensleistung des zuständigen Jugendamtes. Um den in diesem Bereich regelmäßig 
auftretenden schwierigen Abwägungsprozess zu vereinfachen und Transparenz für die Pflegepersonen 
herzustellen, aber auch zur Reduzierung des Verwaltungsaufwands hinsichtlich der Bewilligung von 
Beihilfen und Zuschüssen, die bei jeder Pflegefamilie in mehr oder weniger gleichem Umfang anfallen, 
erfolgt die Abgeltung des überwiegenden Teils der Sonderbedarfe durch monatliche Pauschalbeträge. 
Diese entsprechen einem Mittelwert des Sonderbedarfs einer durchschnittlichen Pflegefamilie. 
Zeitgleich mit der jeweiligen Erhöhung der laufenden Leistungen zum Unterhalt und hinsichtlich der 
Höhe im gleichen Verhältnis wie diese erfolgt eine regelmäßige Anpassung der Zahlbeträge. Die 
Pauschale wird zusammen mit dem monatlichen Pflegegeld zum Monatsbeginn im Voraus überwiesen. 
Eine Antragstellung durch die Pflegepersonen entfällt. 

 

 

Monatliche Pauschale 
Altersstaffelung 
0-5 Jahre 50,00 € Pauschale 

6-11 Jahre 80,00 € Pauschale 

Ab 12 Jahre 100,00 € Pauschale 
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Die nachfolgenden Sonderbedarfe sind generell aus dem monatlichen Pauschalbetrag der jeweiligen 
Altersstaffelung zu finanzieren: 
 
 

• Ausgaben bei wichtigen persönlichen Anlässen, wie z.B. Taufe, Erstkommunion, Konfirmation 
oder vergleichbare Festlichkeiten  

• Leistungen für Urlaubs- und Ferienreisen sowie Tagesausflüge  

• Schulbedarf, Klassenfahrten, Nachhilfe (an dieser Stelle weisen wir nochmals auf die 
Möglichkeit der unentgeltlichen Schulbuchausleihe hin)  

• Brillen und sonstige medizinische Hilfsmittel (Kosten, die über der Freibetragsregelung der 
gesetzlichen Krankenkasse liegen) 

• sämtliche Fahrtkosten (Therapien, Ärzte, Besuchskontakte, …) 

• Vereinsbeiträge, die Anschaffung von Sportbekleidung und Sportgeräten oder Musikstunden 
und das Ausleihen eines Instrumentes oder Unterricht und Materialien für eine künstlerische 
Betätigung  

• Kosten für den Eintritt in das Berufsleben (Arbeitsbekleidung und -ausrüstung, Fahrtkosten, 
etc.)  

• EDV-Ausstattung und Spielmaterial 

• Altersgerechte Fortbewegungsmittel, z.B. Laufrad, Fahrrad 
 
Neben der vorgenannten Pauschale werden in der Regel zusätzliche Beträge ausgezahlt für 
 

• Leistungen für die Erstausstattung Mobiliar, etc.  
Eine Erstausstattung gehört zur Grundausstattung einer Pflegestelle. Es ist davon auszugehen, dass in 
der Regel einem Pflegekind ein eigenes Zimmer in der Wohnung bzw. im Hause der Pflegeeltern zur 
Verfügung steht und es im Übrigen die anderen Räume mitbenutzt. Die hieraus resultierenden Kosten 
der Erstausstattung umfassen insbesondere die Renovierung und kindgerechte Einrichtung des 
Kinderzimmers und die Grundausstattung mit Mobiliar. Für die v.g. Aufwendungen wird zu Beginn des 
Pflegeverhältnisses ein Betrag in Höhe von 1.500 EUR ausgezahlt1. Auf Vorlage von Rechnungsbelegen 
wird verzichtet. In der Folgezeit sind weitere Anschaffungen aus dem o.g. Pauschalbetrag zu 
bestreiten.  
 
Bewegliche Einrichtungsgegenstände gehen erst nach 5 Jahren in das Eigentum des Pflegekindes über. 
Bis zu diesem Zeitraum bleibt es im Eigentum des Jugendamtes und wird jährlich mit 20 % der 
Anschaffungskosten abgeschrieben. Danach fällt es in das Eigentum des Pflegekindes. Innerhalb dieser 
Frist kann das Jugendamt entscheiden, ob das Mobiliar dem Kind überlassen oder zu einem 
vertretbaren Preis den Pflegeeltern oder Dritten verkauft wird oder ob das Jugendamt die Möbel 
einlagert, um sie anderweitig zu verwenden. Bei einem Wechsel der Pflegefamilie ist die Mitnahme 
des Mobiliars anzustreben.  
 

• Bekleidungserstausstattung 
Die Erstausstattung an Bekleidung wird im Regelfall in derselben Höhe gewährt wie für Minderjährige, 
die im Rahmen der Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung untergebracht sind. Die Empfehlungen zum 
Bekleidungsgeld des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland-Pfalz – 
Landesjugendamt – gelten in ihrer jeweils gültigen Fassung entsprechend (Höchstbetrag z. Z. 500,00 
€). Eine Auszahlung des einmaligen Betrages erfolgt zu Beginn des Pflegeverhältnisses. Auf die Vorlage 
von Rechnungsbelegen wird verzichtet. In der Folgezeit sind weitere Anschaffungen aus dem o.g. 

                                                
1 Vgl. Empfehlungen des Landesjugendhilfeausschusses zur Gewährung von Nebenleistungen in der Jugendhilfe  
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Pauschalbetrag zu bestreiten. Bei einem Wechsel der Pflegefamilie ist die Mitnahme der Kleidung 
anzustreben. 

 Weihnachtbeihilfe 

Die Weihnachtsbeihilfe wird Pflegekindern mit dem Pflegegeld jährlich zum 01.12. ausgezahlt. Die 
Höhe richtet sich nach den jeweils gültigen Empfehlungen des Landesjugendamtes Rheinland-Pfalz. 

 Einzelanträge 

  Führerschein, Fahrzeugzuschuss  

Im Einzelfall kann einem jungen Menschen ein Zuschuss für den Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klassen 
AM, A 1, L und T oder B sowie für eine Mofa-Prüfbescheinigung gewährt werden, wenn die 
Fahrerlaubnis aus beruflichen oder schulischen Gründen notwendig ist und die Finanzierung durch 
Dritte (z.B. Arbeitgeber, Arbeitsamt ...) nicht möglich ist.   
Die Gewährung eines Zuschusses setzt voraus, dass der junge Mensch befähigt erscheint und zur 
Mitwirkung bereit ist. Dies beinhaltet auch den regelmäßigen Besuch des Fahrunterrichts. Daneben 
soll sichergestellt sein, dass der Eigenanteil erbracht werden kann.  
Die Fahrerlaubnis sollte bis zur Beendigung der Jugendhilfemaßnahme erworben werden.  
Bei vorzeitiger Beendigung der Maßnahme, werden lediglich die bis zum Zeitpunkt der Beendigung 
tatsächlich angefallenen Kosten übernommen.  
Der Zuschuss bei jungen Menschen, die bereits eine berufliche Tätigkeit ausüben oder sich in einer 
Ausbildung befinden, beträgt 50 %, jedoch höchstens 1.500,00 Euro, der zum Erwerb der Fahrerlaubnis 
tatsächlich aufgewendeten Gesamtkosten.  
Der Zuschuss während des Schulbesuchs beträgt bei jungen Menschen 75 % jedoch höchstens 1.800,00 
Euro, der zum Erwerb der Fahrerlaubnis tatsächlich aufgewendeten Gesamtkosten.  
Sofern die oben genannten Höchstbetragsgrenzen nicht überschritten werden, ist die Bezuschussung 
einer Wiederholungsprüfung möglich.  
Der Antrag ist von dem jungen Menschen persönlich zu stellen. Dem Antrag ist eine Stellungnahme 

des Allgemeinen Sozialen Dienstes beizufügen. 

 Hilfe zur Verselbständigung  

Falls ein junger Mensch im Anschluss an eine stationäre Maßnahme eine Ausbildung absolviert, 
weiterhin die Schule besucht oder eine ambulante Nachbetreuung erhält, ist bei Bedarf ein Zuschuss 
zu gewähren.  
Wird im Rahmen einer angestrebten Verselbstständigung ein Zimmer bzw. eine Wohnung angemietet, 
ist für die notwendige Anschaffung von Hausrat und Mobiliar sowie ggfs. erforderliche Umzugskosten 
ein Zuschuss bis zur Höhe von maximal 1.500,00 Euro möglich. Eine anderweitige Finanzierung (z.B. 
durch das Jobcenter) ist vorrangig zu prüfen.  
Ist eine gemeinsame Nutzung von Einrichtungsgegenständen möglich, kann der Zu-schuss 
entsprechend reduziert werden.  

3 Kindergeld 

 
Bei Pflegeverhältnissen, die auf Dauer angelegt sind und bei denen ein familienähnlich ausgestaltetes 
Band zwischen den Pflegepersonen und Pflegekind besteht, kann der Kindergeldanspruch auf die 
Pflegepersonen übergehen.  
In diesen Fällen wird das Kindergeld allerdings anteilig auf das Pflegegeld angerechnet. Ist das 
Pflegekind das älteste Kind in der Pflegefamilie wird die Hälfte (½) des Kindergeldes angerechnet bei 
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den Jüngern wird ein Viertel (¼) angerechnet (§39 Abs.6 SGB VIII).  Hierbei werden sowohl leibliche 
Kinder als auch weitere Pflegekinder der Pflegefamilie berücksichtigt, sofern sie einen 
Kindergeldanspruch auslösen. Über Änderungen im Kindergeldbezug hat die Pflegefamilie den 
Fachbereich 5-Soziales, Jugend und Wohnen, Abteilung 5.04 selbstständig zu informieren. 
Für ein Kind, das von vornherein nur für eine begrenzte Zeit in den Haushalt aufgenommen wird, 
besteht kein Kindergeldanspruch. Die Anspruchsgrundlage muss im Einzelfall geprüft werden.  

4 Einsatz zweckgleicher Leistungen 

 
Stehen dem jungen Menschen zweckgleiche Leistungen wie z. B. Leistungen nach dem BAföG, 
Berufsausbildungsbeihilfe, Waisenrenten etc. zu, so sind diese gemäß § 93 SGB VIII in voller 
Höhe/teilweise einzusetzen.  
Die Pflegeperson ist insoweit verpflichtet, bei der Realisierung dieser Leistungen mitzuwirken und den 

jungen Menschen zur Beantragung dieser Leistungen anzuhalten. 

5 Kostenbeitrag eines jungen Menschen 

 
Mit dem „Gesetz zur Abschaffung der Kostenbeiträge von jungen Menschen in der Kinder- und 

Jugendhilfe“, das zum 01.01.2023 in Kraft getreten ist, erfolgt seit diesem Zeitpunkt keine 

Heranziehung mehr von jungen Menschen aus ihrem Einkommen und Vermögen zu den Kosten der 

Jugendhilfe. 

6 Kindertagesbetreuung  

 
Aufgrund der gesetzlichen Beitragsfreiheit für den Besuch eines Regelkindergartens ab dem 2. 
Lebensjahr entfällt die Kostenübernahme für KiTa-Beiträge. 
Kosten der Schulkindbetreuung können nach Antragstellung übernommen werden. 
Essensgeld in den Schulen und Kindergärten sind mit den laufenden Leistungen des Pflegegeldes 
abgegolten und werden nicht gesondert übernommen. 

7  Versicherungen (Pflegekind)  

 Krankenversicherung  

Grundsätzlich sind Pflegekinder gem. § 10 Abs. 4 SGB V im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung familienversichert. Ein Antrag auf Aufnahme in die Familienversicherung (der 
leiblichen Eltern oder der Pflegeeltern) ist bei der jeweiligen Krankenkasse zu stellen. 
Im Falle einer privaten Krankenversicherung wird der erforderliche Beitrag mit notwendigen 
Zusatzversicherungen wie z.B. für den Zahnersatz vom Fachbereich 5- Soziales, Jugend und Wohnen, 
Abteilung 5.04 übernommen. 
Ansonsten wird dem Pflegekind gem. § 40 SGB VIII Krankenhilfe über das Jugendamt gewährt. 
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 Kieferorthopädische Behandlung 

Die Kosten für eine kieferorthopädische Behandlung des Pflegekindes werden in Höhe der Eigenanteile 
vorfinanziert. Der von der Krankenkasse genehmigte Heil- und Kostenplan ist dem Fachbereich 5- 
Soziales, Jugend und Wohnen, Abteilung 5.04 vorzulegen. Leistungen werden nur im Rahmen des 
Leistungskatalogs der gesetzlichen Krankenversicherung übernommen. Zusätzlich vereinbarte 
Privatleistungen werden nicht übernommen.  
Die Pflegeeltern haben während des Pflegeverhältnisses auf den erfolgreichen Abschluss der 
Behandlung hinzuwirken. Die Kosten werden direkt mit dem behandelnden Arzt abgerechnet. 
Der Abschluss der Behandlung ist nachzuweisen. 
 
Nach erfolgreichem Abschluss wird der vorfinanzierte Eigenanteil von der Krankenversicherung dem 
Fachbereich 5- Soziales, Jugend und Wohnen, Abteilung 5.04 erstattet.  

 Unfallversicherung  

Pflegekinder sind während des Besuches von Kindertagesstätten, von allgemeinbildenden Schulen 
oder als Auszubildende während der beruflichen Aus- und Fortbildung in Betrieben, Lehrwerkstätten, 
berufsbildenden Schulen oder ähnlichen Einrichtungen im Rahmen der gesetzlichen 
Unfallversicherung nach § 2 SGB VII (gesetzliche Unfallversicherung) versichert. Außerhalb dieser 
gesetzlichen Verpflichtung zum Schadensersatz können darüber hinaus gehende, nicht gedeckte 
Schäden im Einzelfall vom Jugendamt nach vorheriger Prüfung übernommen werden.  

 Haftpflichtversicherung  

Schäden, die das Pflegekind gegenüber Dritten verursacht, werden in der Regel durch die 
Sammelhaftpflichtversicherung des Jugendamtes abgedeckt oder vom Jugendamt getragen. Für 
Schäden, die im Binnenverhältnis Pflegeeltern -Pflegekind entstehen, sowie für Schäden, die von 
Kindern unter sieben Jahren verursacht werden, kann das Jugendamt eintreten, soweit diese 
versicherungsrechtlich nicht abgedeckt werden konnten oder nicht abgedeckt sind. 

8 Versicherungen (Pflegeeltern) 

 Unfallversicherung der Pflegeperson(en) 

Die laufenden wiederkehrenden Leistungen umfassen gemäß § 39 Abs. 4 Satz 2 SGB VIII auch die 
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer angemessenen Unfallversicherung 
der Pflegeperson(en). Daher werden auf Antrag zusätzlich zu dem Pflegegeld nach Ziffer 2.1 auch die 
angemessenen Kosten für eine Unfallversicherung maximal in Höhe der Mindestbeiträge zu einer 
gesetzlichen Unfallversicherung (=derzeit 192,00 €/Jahr2) übernommen. Die Erstattung setzt voraus, 
dass die Pflegeperson den Abschluss einer Versicherung und entsprechende Beitragszahlungen 
nachweist. Der Betrag wird für jede betreuende Pflegeperson nur einmal gewährt. Erhält die 
Pflegeperson bereits eine Erstattung von einem anderen Jugendamt, ist die Zahlung ausgeschlossen. 
Der Fortbestand des Vertrages sowie die monatlichen Zahlungen sind jährlich unaufgefordert 
nachzuweisen.  

                                                
2 Die Höhe dieses Betrages wird entsprechend der künftigen Entwicklung des gesetzlichen Mindestbeitrages 
angepasst. Es wird Bezug auf die Festsetzung des Landesjugendamtes genommen. 
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 Alterssicherung der Pflegeperson 

Die laufenden wiederkehrenden Leistungen umfassen gemäß § 39 Abs. 4 Satz 2 SGB VIII zudem die 
hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der 
Pflegeperson. Diese Vorschrift dient dem versorgungsrechtlichen Nachteilsausgleich einer 
Pflegeperson, wenn diese auf Grund der Betreuung eines Pflegekindes auf eine vollzeitige 
Erwerbstätigkeit verzichtet. 
Zusätzlich zu dem Pflegegeld nach Ziffer 2.1 werden auf Antrag die hälftigen Aufwendungen für eine 

angemessenen Alterssicherung (z.B. kapitalbildende Lebens- oder Rentenversicherungen etc.) 

maximal in Höhe des hälftigen Mindestbeitrages der gesetzlichen Rentenversicherung (=derzeit 50,10 

€/Monat3) erstattet. Die Erstattung setzt voraus, dass die Pflegeperson keiner Vollzeitbeschäftigung 

nachgeht und den Abschluss sowie entsprechende Beitragszahlungen einer Alterssicherung nachweist. 

Bei der Alterssicherung muss vertraglich sichergestellt sein, dass die Ansprüche aus der Versicherung 
nicht vor dem Erreichen des frühesten Zeitpunkts der gesetzlichen Altersgrenze4 fällig werden. 
Der Fortbestand des Vertrages sowie die monatlichen Zahlungen sind jährlich unaufgefordert 
nachzuweisen.  

9 Fortbildung der Pflegeeltern  

 
Neben der regelmäßigen Beratung durch das Jugendamt kann Pflegeeltern zusätzlich die Möglichkeit 
zu Fortbildung und Teilnahme an Coaching Gruppen in angemessenem Umfange gewährt werden. In 
besonders gelagerten Einzelfällen können auch Kosten einer Intensivberatung oder Therapie 
übernommen werden.  
Hierzu müssen sich die Pflegeeltern die Fortbildung beim zuständigen Mitarbeiter des PKD 
genehmigen lassen und in Vorlage der Kosten treten. Die Teilnahmebescheinigung ist dann beim 
Fachbereich 5- Soziales, Jugend und Wohnen, Abteilung 5.04 vorzulegen. Es erfolgt dann eine 
Erstattung der Kosten (max. 100 € pro Jahr). Der Inhalt der Fortbildung muss auf die Thematik 
Pflegekind/ Erziehung bezogen sein. 

10 Einsatz von Hilfskräften  

 
Die Übernahme angemessener Kosten für den Einsatz einer Hilfskraft z.B. bei Erkrankung oder in einer 
außergewöhnlichen Belastungssituation der Hauptbetreuungsperson sind mit dem Jugendamt zu 
vereinbaren, soweit diese Kosten nicht von Dritten (z.B. § 38 SGB V Haushaltshilfe) zu tragen sind (vgl. 
Arbeitshilfe des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung – Landesjugendamt – Rheinland-
Pfalz Betreuung und Versorgung in Notsituationen nach § 20 SGB VIII). 

                                                
3 Die Höhe dieses Betrages wird entsprechend der künftigen Entwicklung des gesetzlichen Mindestbeitrages 
angepasst. Es wird Bezug auf die Festsetzung des Landesjugendamtes genommen. 
4 Für Verträge, die bis zum 31.12.2011 geschlossen wurden: Vollendung des 60. Lebensjahres; für alle Verträge, 
die ab dem 01.01.2012 geschlossen wurden: Vollendung des 62. Lebensjahres (BVerwG, Urteil vom 23.02.2010-
5C 29/08). 
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11 Beendigung und Unterbrechung des Aufenthaltes in der 

Pflegefamilie  

 
Hält sich das Pflegekind z.B. auf Grund einer Kur oder eines Krankenhausaufenthaltes für einen 
längeren Zeitraum nicht im Haushalt der Pflegeeltern auf, wird 

• das Pflegegeld für maximal 6 Wochen in voller Höhe weitergezahlt und 

• ab der 7. Woche der Abwesenheit um den Anteil der materiellen Aufwendungen gekürzt. 
 
Der verbleibende Erziehungsanteil des Pflegegeldes kann maximal 12 Monate ohne Abzüge 
weitergezahlt werden, wenn das Kind oder der Jugendliche in die Pflegefamilie zurückkehren kann und 
der persönliche Kontakt zum Pflegekind weiterbesteht. 

12 Beerdigungskosten 

 
Eine Kostenerstattung der Bestattungskosten gemäß § 74 SGB XII ist vorrangig zu prüfen.  
Nachgeordnet kann eine Hilfegewährung beim Tod eines jungen Menschen auch die Hilfegewährung 
und Bewilligung eines angemessenen Zuschusses zu den Beerdigungskosten umfassen, soweit diese 
nicht aus dem Nachlass des jungen Menschen oder im Rahmen der Unterhaltspflicht gedeckt werden 
können. 
 



Anlage 1    

seit dem 01.01.2026 
materielle 

Aufwendungen 
Kosten der Erziehung 

erhöhter 
erzieherischer Bedarf 

monatliche 
Pauschale 

Gesamt-betrag abzgl. 1/2 KiG (129,50 € ) abzgl. 1/4 KiG (64,75 € ) 
Erstausstattung Mobiliar, 

etc. 
Erstausstattung Bekleidung 

Dauerpflege Stufe A   

Alter (von … bis unter … Jahren)   

einmalige Auszahlung: 1500,00 € und 500,00 € bei 
Aufnahme des Kindes 

0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 0,00 € 50,00 € 1.228,00 € 1.098,50 € 1.163,25 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 0,00 € 80,00 € 1.394,00 € 1.264,50 € 1.329,25 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 0,00 € 100,00 € 1.580,00 € 1.450,50 € 1.515,25 € 

Dauerpflege Stufe B (1,5-fach)   

Alter (von … bis unter … Jahren)   

einmalige Auszahlung: 1500,00 € und 500,00 € bei 
Aufnahme des Kindes 

0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 215,00 € 50,00 € 1.443,00 € 1.313,50 € 1.378,25 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 215,00 € 80,00 € 1.609,00 € 1.479,50 € 1.544,25 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 215,00 € 100,00 € 1.795,00 € 1.665,50 € 1.730,25 € 

Dauerpflege Stufe C (2-fach)   

Alter (von … bis unter … Jahren)   

einmalige Auszahlung: 1500,00 € und 500,00 € bei 
Aufnahme des Kindes 

0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 430,00 € 50,00 € 1.658,00 € 1.528,50 € 1.593,25 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 430,00 € 80,00 € 1.824,00 € 1.694,50 € 1.759,25 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 430,00 € 100,00 € 2.010,00 € 1.880,50 € 1.945,25 € 

Dauerpflege Stufe D (2,5-fach)   

Alter (von … bis unter … Jahren)   

einmalige Auszahlung: 1500,00 € und 500,00 € bei 
Aufnahme des Kindes 

0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 645,00 € 50,00 € 1.873,00 € 1.743,50 € 1.808,25 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 645,00 € 80,00 € 2.039,00 € 1.909,50 € 1.974,25 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 645,00 € 100,00 € 2.225,00 € 2.095,50 € 2.160,25 € 

Dauerpflege Stufe E (3-fach)   

Alter (von … bis unter … Jahren)   
einmalige Auszahlung: 1500,00 € und 500,00 € bei 

Aufnahme des Kindes 
0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 860,00 € 50,00 € 2.088,00 € 1.958,50 € 2.023,25 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 860,00 € 80,00 € 2.254,00 € 2.124,50 € 2.189,25 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 860,00 € 100,00 € 2.440,00 € 2.310,50 € 2.375,25 € 

Dauerpflege Stufe F (3,5-fach)   

Alter (von … bis unter … Jahren)   

einmalige Auszahlung: 1500,00 € und 500,00 € bei 
Aufnahme des Kindes 

0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 1.075,00 € 50,00 € 2.303,00 € 2.173,50 € 2.238,25 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 1.075,00 € 80,00 € 2.469,00 € 2.339,50 € 2.404,25 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 1.075,00 € 100,00 € 2.655,00 € 2.525,50 € 2.590,25 € 

Bereitschaftspflege bis zu 8 
Wochen             

Alter (von … bis unter … Jahren)     31 Tage 30 Tage   

Kindergeld wird vom Jugendamt vereinnahmt Kleidererstausstattung von max. 200,00 € 0 - 18 Jahre Kalendertäglich 78,00 € 2.418,00 € 2.340,00 €   

Bereitschaftspflege ab 8 Wochen   

Alter (von … bis unter … Jahren)   

Kindergeld wird vom Jugendamt vereinnahmt einmalige Auszahlung: 750,00 €  
0 - 6 Jahre 748,00 € 430,00 € 645,00 € 0,00 € 1.823,00 € 

6 - 12 Jahre 884,00 € 430,00 € 645,00 € 0,00 € 1.959,00 € 

12 - 18 Jahre 1.050,00 € 430,00 € 645,00 € 0,00 € 2.125,00 € 
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